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6 6 3 . Resolution Nr. 352 des Internationalen Kaffeerates betreffend weitere Verlängerung des
Internationalen Kaffe-Übereinkommens 1983 sowie Internationales Kaffee-Überein-
kommen 1983 samt Anlagen
(NR: GP XVIII RV 414 AB 562 S. 73. BR: AB 4296 S. 556.)

6 6 4 . Protokoll zu dem Übereinkommen über die Ausarbeitung eines Europäischen Arzneibuches
(NR: GP XVIII RV 112 AB 219 S. 35. BR: AB 4097 S. 544.)

663.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages: Resolution Nr. 352 des Internationalen
Kaffeerates betreffend weitere Verlängerung des Internationalen Kaffee-Übereinkommens 1983 sowie
Internationales Kaffee-Übereinkommen 1983 samt Anlagen wird genehmigt.

2. Gemäß Artikel 49 Absatz 2 B-VG ist das Internationale Kaffee-Übereinkommen samt Anlagen
dadurch kundzumachen, daß es in englischer Sprache und deutscher Übersetzung zur öffentlichen
Einsichtnahme während der Amtsstunden beim Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
aufgelegt wird.
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(Übersetzung)

RESOLUTION NUMMER 352

(Angenommen anläßlich der 7. Plenarver-
sammlung, 28. September 1990)

WEITERE VERLÄNGERUNG DES IN-
TERNATIONALEN KAFFEE-ÜBEREIN-

KOMMENS

Durch Resolution Nummer 347 *) wurde das
Internationale Kaffee-Übereinkommen 1983 **) um
einen Zeitraum von zwei Jahren bis 30. September
1991 verlängert; und

um zusätzliche Zeit zu gewähren, damit die
Konsultationen gemäß den Bestimmungen der
Resolution Nummer 349 fortgesetzt werden kön-
nen, ist es notwendig, daß das Internationale
Kaffee-Übereinkommen 1983 weiter verlängert
wird. In diesem Sinn

BESCHLIESST

DER INTERNATIONALE KAFFEERAT:

1. Das Internationale Kaffee-Übereinkommen
1983 wird um ein zusätzliches Jahr vom 1. Oktober
1991 bis 30. September 1992 verlängert.

2. Diese weitere Verlängerung unterliegt den
Bestimmungen der Absätze 2 und 3 der Resolution
Nummer 347.

3. Die Mitglieder verpflichten sich, während des
verbleibenden Jahres der ersten Verlängerung nach
den Bestimmungen der Resolution Nummer 347 die
Konsultationen gemäß den Bestimmungen der
Resolution Nummer 349 unter besonderer Berück-
sichtigung der Absätze 3 und 4 zu beschleunigen.

4. Das mit Resolution Nummer 347 verlängerte
Internationale Kaffee-Übereinkommen 1983 bleibt
in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des
Absatzes 1 dieser Resolution zwischen jenen Ver-
tragsparteien in Kraft, welche dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen bis 30. September 1991 ihre
Annahme dieser weiteren Verlängerung notifiziert
haben, wenn diese Vertragsparteien an diesem Tag
mindestens 20 Ausfuhrmitglieder mit einer Stim-
menmehrheit der Ausfuhrmitglieder und mindestens
10 Einfuhrmitglieder mit einer Stimmenmehrheit
der Einfuhrmitglieder vertreten.

Für diesen Zweck werden die Stimmen per 1. Juli
1991 berechnet. Diese Notifikationen sind vom
Oberhaupt des Staates oder der Regierung oder
dem Minister für auswärtige Angelegenheiten zu
unterzeichnen oder unter einer von einem der
Vorerwähnten unterzeichneten Vollmacht abzuge-
ben. Im Fall einer internationalen Organisation ist
die Notifikation von einem in Übereinstimmung mit

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 511/1990
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 251/1984
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den Regeln der Organisation ordnungsgemäß
bevollmächtigten Vertreter zu unterzeichnen oder
unter einer von einem solchen Vertreter unterzeich-
neten Vollmacht abzugeben.

5. Die eine Verpflichtung zur Fortsetzung der
vorläufigen Anwendung des verlängerten Überein-
kommens enthaltende Notifikation einer Vertrags-
partei, welche bis 30. September 1991 beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen einlangt,
wird in ihrer Wirksamkeit gegenüber einer Annah-
meerklärung der weiteren Verlängerung des verlän-
gerten Internationalen Kaffee-Übereinkommens
1983 als gleichwertig angesehen. Eine solche
Vertragspartei genießt alle Rechte und übernimmt
alle Verpflichtungen eines Mitgliedes. Wenn jedoch
bis zum 31. März 1992 oder einem vom Rat
festgelegten späteren Zeitpunkt beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen keine formelle Annah-
meerklärung der weiteren einjährigen Verlängerung
des verlängerten Internationalen Kaffee-Überein-
kommens 1983 eingelangt ist, scheidet eine
Vertragspartei an diesem Tag von der Teilnahme an
diesem Übereinkommen aus.

6. Jede Vertragspartei des verlängerten Interna-
tionalen Kaffee-Übereinkommens 1983, die keine
der in den Absätzen 4 und 5 dieser Resolution
vorgesehenen Annahmeerklärungen abgegeben hat,
kann bis zum 31. März 1992 oder einem vom Rat

festgelegten späteren Zeitpunkt unter der Bedin-
gung beitreten, daß die Vertragspartei sich mit der
Hinterlegung der Beitrittsurkunde verpflichtet, alle
ihre früheren Verpflichtungen nach dem Überein-
kommen rückwirkend ab 1. Oktober 1991 zu
erfüllen.

7. Falls die Erfordernisse für das Inkraftbleiben
des verlängerten Internationalen Kaffee-Überein-
kommens 1983 für einen weiteren Zeitraum von
einem Jahr in Übereinstimmung mit den Bestim-
mungen der Absätze 4 und 5 dieser Resolution nicht
erfüllt sind, treten jene Regierungen, welche die
Annahme oder vorläufige Anwendung einer solchen
weiteren Verlängerung notifiziert haben, zusam-
men, um zu beschließen:

a) ob das Übereinkommen unter ihnen in Kraft
bleiben sollte und gegebenenfalls die Bedin-
gungen für die fortdauernde Tätigkeit der
Organisation festzulegen; oder

b) ob in Übereinstimmung mit den Bestimmun-
gen des Artikels 68 Absatz 4 des Übereinkom-
mens Vorkehrungen für die Liquidation der
Organisation getroffen werden sollten.

8. Der Exekutivdirektor wird ersucht, diese
Resolution dem Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu übermitteln.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Beitrittsur-
kunde wurde — nachdem die Frist hiefür gemäß Abs. 6 vom Rat verlängert wurde — am 27. August 1992
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; die Anwendung des Internationalen
Kaffee-Übereinkommens 1983 erfolgt daher gemäß Abs. 6 der Resolution rückwirkend ab 1. Oktober 1991.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten und
Organisationen die Resolution angenommen bzw. sind ihr beigetreten:

Angola, Äquatorialguinea, Äthiopien, Belgien, Benin, Bolivien, Brasilien, Burundi, Costa Rica, Cote
d'Ivoire, Dänemark (ohne Färöer und Grönland), Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, El
Salvador, Fidschi, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Haiti, Honduras,
Indien, Indonesien, Irland, Italien, Jamaika, Japan, Kamerun, Kenia, Kolumbien, Kuba, Luxemburg,
Madagaskar, Malawi, Mexiko, Nicaragua, Niederlande (für das Königreich Europa), Norwegen, Panama,
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Portugal, Rwanda, Sambia, Schweden, Schweiz,
Simbabwe, Singapur, Spanien, Sri Lanka, Tansania, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Uganda,
Venezuela, Vereinigte Staaten, Vereinigtes Königreich (einschließlich Guernsey, Jersey und St. Helena),
Vietnam, Zaire, Zentralafrikanische Republik, Zypern, Europäische Wirtschaftsgemeinschaft.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Annahmeurkunde hat Japan nachstehende Erklärung abgegeben:

In Anwendung der Bestimmungen der weiteren Verlängerung des Internationalen Kaffee-Überein-
kommens 1983 wird die Regierung Japans die weitere Verlängerung des genannten Übereinkommens
gemäß den Gesetzen und Bestimmungen Japans erfüllen.

Vranitzky
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664.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLL ZU DEM
ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DIE AUSARBEITUNG
EINES EUROPÄISCHEN

ARZNEIBUCHES

Präambel

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parats, die Vertragsparteien des
Übereinkommens über die Ausar-
beitung eines Europäischen Arz-
neibuches *) sind — im folgenden
als „Übereinkommen" bezeichnet
—, das am 22. Juli 1964 im
Rahmen des Teilabkommens des
Europarats für das Sozial- und
Gesundheitswesen ausgearbeitet
wurde —

gestützt auf das Übereinkom-
men und insbesondere seinen
Artikel 1;

in der Erwägung, daß die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft Regeln — insbesondere in
Form von Richtlinien — ange-
nommen hat, die auf die von dem
Übereinkommen erfaßten Ange-
legenheiten Anwendung finden,
und daß sie auf diesem Gebiet
zuständig ist;

in der Erwägung daher, daß es
für die Durchführung des Arti-
kels 1 des Übereinkommens not-
wendig ist, daß die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft Ver-
tragspartei des Übereinkommens
werden kann;

in der Erwägung, daß es zu
diesem Zweck notwendig ist,
einige Bestimmungen des Über-
einkommens zu ändern —

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

Die Worte „nationalen Delega-
tionen" in Artikel 3 und Artikel 5

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 181/
1979
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Absatz 1 des Übereinkommens
werden durch das Wort „Delega-
tionen" ersetzt.

Artikel 2

Artikel 5 Absatz 3 des Überein-
kommens wird durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

„(3) Die Kommission wählt aus
dem Kreis ihrer Mitglieder in
geheimer Abstimmung mit Zwei-
drittelmehrheit der Stimmen der
Delegationen ihren Vorsitzenden.
Die Amtszeit des Vorsitzenden
und die Bedingungen für seine
Wiederwahl werden in der Ge-
schäftsordnung der Kommission
geregelt. Während seiner Amts-
zeit darf der Vorsitzende nicht
Mitglied einer Delegation sein."

Artikel 3

Artikel 7 des Übereinkommens
wird durch folgenden Wortlaut
ersetzt:

„(1) Jede nationale Delegation
hat eine Stimme.

(2) In allen fachlichen Angele-
genheiten, einschließlich der
Frage der Reihenfolge, in der die
in Artikel 6 vorgesehenen Mono-
graphien auszuarbeiten sind, be-
dürfen die Kommissionsbe-
schlüsse der Einstimmigkeit der
abgegebenen Stimmen und der
Mehrheit der nationalen Delega-
tionen mit Sitz in der Kommis-
sion.

(3) Alle anderen Beschlüsse der
Kommission bedürfen einer Drei-
viertelmehrheit der abgegebenen
Stimmen. Bei diesen Beschlüssen
nimmt nach Inkrafttreten des
Übereinkommens für die Europä-
ische Wirtschaftsgemeinschaft de-
ren Delegation anstelle der Dele-
gationen ihrer Mitgliedstaaten an
der Abstimmung teil. Sie hat eine
Anzahl von Stimmen, die der Zahl
der Delegationen ihrer Mitglied-
staaten entspricht.

Sollte jedoch eine Vertragspar-
tei allein die erforderliche Mehr-
heit haben, so verpflichten sich die
Vertragsparteien, die Abstim-
mungsbedingungen frühestens
fünf Jahre nach Inkrafttreten des
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Protokolls neu auszuhandeln,
. falls eine von ihnen den General-
sekretär des Europarats darum
ersucht."

Artikel 4

In Artikel 10 des Übereinkom-
mens wird folgender Absatz 3
eingefügt:

„(3) Die Bedingungen für eine
finanzielle Beteiligung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft
werden von den Vertragsparteien
einvernehmlich festgelegt.

Artikel 5

(1) In Artikel 12 des Überein-
kommens wird ein neuer Absatz 3
eingefügt, der wie folgt lautet:

„(3) Die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft kann diesem
Übereinkommen beitreten."

(2) In Artikel 12 des Überein-
kommens wird der bisherige Ab-
satz 3 zu Absatz 4.

Artikel 6

In Artikel 13 des Übereinkom-
mens wird ein neuer Absatz 4
eingefügt, der wie folgt lautet:

„(4) Die Absätze 1, 2 und 3
finden auf die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft sinngemäß
Anwendung."

Artikel 7

(1) Dieses Protokoll liegt für
die Mitgliedstaaten des Europa-
rats, die das Übereinkommen
unterzeichnet haben oder ihm
beigetreten sind, zur Unterzeich-
nung auf; sie können ihre Zustim-
mung, gebunden zu sein, ausdrük-
ken,

a) indem sie es ohne Vorbehalt
der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung unter-
zeichnen oder

b) indem sie es vorbehaltlich
der Ratifikation, Annahme
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oder Genehmigung unter-
zeichnen und später ratifi-
zieren, annehmen oder ge-
nehmigen.

(2) Ein Mitgliedstaat des Euro-
parats kann dieses Protokoll nicht
ohne Vorbehalt der Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung un-
terzeichnen oder eine Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunde hinterlegen, wenn
er nicht bereits Vertragspartei des
Übereinkommens ist oder gleich-
zeitig Vertragspartei des Überein-
kommens wird.

(3) Jeder Nichtmitgliedstaat
des Europarats, der dem Überein-
kommen beigetreten ist, kann
auch diesem Protokoll beitreten.

(4) Die Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden werden beim
Generalsekretär des Europarats
hinterlegt.

Artikel 8

Dieses Protokoll tritt am ersten
Tag des Monats in Kraft, der auf
einen Zeitabschnitt von einem
Monat nach dem Tag folgt, an
dem alle Vertragsparteien des
Übereinkommens nach Artikel 7
ihre Zustimmung ausgedrückt ha-
ben, durch das Protokoll gebun-
den zu sein.

Artikel 9

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den Mitglied-
staaten des Rates, jedem anderen
Vertragsstaat des Übereinkom-
mens und der Europäischen Wirt-
schaftsgmeinschaft

a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer Ra-

tifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitritts-
urkunde;

c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls
nach Artikel 8;

d) jede andere Handlung, No-
tifikation oder Mitteilung
im Zusammenhang mit die-
sem Protokoll.
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Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protokoll unter-
schrieben.

Geschehen zu Straßburg am
16. November 1989 in englischer
und französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarats
hinterlegt wird. Der Generalse-
kretär des Europarats übermittelt
jedem Mitgliedstaat des Europa-
rats, jedem anderen Vertragsstaat
des Übereinkommens und der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft beglaubigte Abschriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 22. August 1991 beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt; das Protokoll tritt
gemäß seinem Art. 8 mit 1. November 1992 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten das Protokoll
ohne Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet bzw. ratifiziert, genehmigt oder angenommen: Belgien,
Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxemburg,
Niederlande (einschließlich Niederländische Antillen und Aruba), Norwegen, Portugal, Schweden,
Schweiz, Spanien, Vereinigtes Königreich, Zypern.

Vranitzky


